
Information 
nach Artikel 13 und 14 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 

bei Erhebung personenbezogener Daten bei der betroffenen Person 

Vorgang: Vergabeverfahren 

Verantwortliche/r Vergabestelle DSB

Paradiesstraße 17 

52349 Düren 

E-Mail: vergabestelle@dn-se.de

Datenschutzbeauftragte/r Stadt Düren  
Der Bürgermeister 
Hauptamt 
- Datenschutzbeauftragter -
Kaiserplatz 2 – 4
52349 Düren
E-Mail: datenschutz@dueren.de
Internet: www.dueren.de

Zwecke der 
Datenerhebung 

Durchführung eines Vergabeverfahrens 

Wesentliche 
Rechtsgrundlagen 

Art. 6 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 6 Abs. 3 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und §§ 97 ff. Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 

Als Bewerber bzw. Bieter sind Sie verpflichtet, die geforderten 
Angaben zu machen. Falls Sie diese Angaben nicht machen, 
kann Ihr Angebot/Teilnahmeantrag bzw. 
Interessensbestätigung/-bekundung nach den 
vergaberechtlichen Vorschriften vom weiteren 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 

Empfänger und Kategorien 
von Empfängern der Daten 

Personenbezogene Daten dürfen an andere Personen oder 
Stellen weitergegeben werden, wenn Sie dem zugestimmt 
haben oder die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist: 

Soweit gesetzlich vorgeschrieben, holt die Vergabestelle vor der 
Zuschlagserteilung Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister 
ein. Hierzu werden die für die Abfrage erforderlichen 
personenbezogenen Daten an die Registerbehörde übermittelt. 

Nach § 19 Abs. 4 Mindestlohngesetz fordert die Vergabestelle 
bei Aufträgen ab einer Höhe von 50 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, vor 
der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem 
Wettbewerbsregister an. 

Nach § 134 GWB werden die Bieter, deren Angebote nicht 
berücksichtigt werden sollen, über den Namen des 
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Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, 
über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres 
Angebots und über den frühesten Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses unverzüglich in Textform informiert. Dies gilt 
auch für Bewerber, denen keine Information über die 
Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt wurde, 
bevor die Mitteilung über die Zuschlagsentscheidung an die 
betroffenen Bieter ergangen ist. 
 
Nach § 39 Abs. 1 Vergabeverordnung (VgV) werden spätestens 
30 Kalendertage nach Zuschlagserteilung eine 
Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des 
Vergabeverfahrens an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union übermittelt. Hierin wir der Name des 
erfolgreichen Bieters veröffentlicht. 
 

Dauer der Speicherung 
und Aufbewahrungsfristen 

Maßstab für die Dauer der Speicherung personenbezogener 
Daten sind die haushaltsrechtlichen Aufbewahrungsfristen (§ 59 
Kommunalhaushaltsverordnung NRW). 
 

Rechte der betroffenen 
Person 

Betroffene Personen haben folgende Rechte, wenn die 
gesetzlichen und persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Recht auf Auskunft über die verarbeiteten 
personenbezogenen Daten (Art. 15 DSGVO) 

• Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten (Art. 16 
DSGVO) 

• Recht auf Löschung oder Einschränkung der 
Datenverarbeitung (Art. 17, 18 DSGVO) 

• Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) 
• Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung 

(Art. 21 DSGVO) 
• Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde (Art. 

13 Abs. 2 lit. d DSGVO) 
• Recht, eine erteilte Einwilligung jederzeit mit Wirkung 

für die Zukunft zu widerrufen (Art. 7 Abs. 3 DSGVO) 
• Entscheidungen im Sinne von Art. 22 DSGVO 

einschließlich Profiling werden nicht getroffen.  
 
Diese Rechte können nach Artikel 23 der Datenschutz-
Grundverordnung beschränkt werden. Der Landesgesetzgeber 
hat in den §§ 12-14 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Rechte 
der betroffenen Person zu beschränken. Sollten Sie von den 
oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die Stadt 
Düren, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür im 
Einzelfall erfüllt sind. 
 

Zuständige 
Aufsichtsbehörde  

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen  
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf  
Tel. +49 (0)211 38424-0 
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de  
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Internet: www.ldi.nrw.de  
 
Etwaige Beschwerden sind an die v. g. Behörde zu richten, 
sofern die Auskunft gebende Behörde ihren Pflichten nicht oder 
nicht in vollem Umfang nachgekommen ist. 
 

Eine Informationspflicht bei der Erhebung personenbezogener Daten bei Dritten (bspw. 
Eignungsnachweise dritter Personen) besteht nach Artikel 14 Abs. 5 lit. c DSGVO nicht, da die 
Datenerhebung im Rahmen des Vergabeverfahrens ausdrücklich geregelt ist und dort zum Schutz der 
Interessen der betroffenen Personen eine vertrauliche Behandlung der Daten vorgesehen ist (§§ 97 
ff. GWB, § 5 VgV, § 8 VgV). 
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